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§ 2
Begriffsbestimmungen

(1) Leihverpackung im Sinne dieser Anordnung sind die 
in der Nomenklatur — Anlage dieser Anordnung — aufge­
führten Verpackungsmittel bzw. -hilfsmittel. Darüber hin­
aus können Verpackungsmittel bzw. -hilfsmittel, einschließ­
lich der aus Importen stammenden, als Leihverpackung ein­
gesetzt werden, wenn sie in ihrer Konstruktion bzw. Werk­
stoffbeschaffenheit den Anforderungen eines mehrfachen 
Umlaufs entsprechen- und das zwischen den Betrieben oder 
deren übergeordneten Organen vereinbart bzw. durch die 
zuständigen zentralen Staatsorgane festgelegt wurde.

(2) Versender und Empfänger im Sinne dieser Anordnung 
sind die im § 1 Abs. 1 genannten Betriebe als Versender oder 
Empfänger von in Leihverpackungen versandten Waren.

§3
Grundsätze

(1) Die Betriebe und deren übergeordnete Organe haben 
den beschleunigten Umlauf von Leihverpackung als eine 
volkswirtschaftlich wichtige Aufgabe zur Entlastung der Neu­
produktion von Verpackungsmitteln und -hilfsmittein und 
zur Erhöhung der Materialökonomie zu planen, zu leiten 
und zu organisieren. Durch den Einsatz standardisierter, zu­
sammenlegbarer Verpackung ist eine höchstmögliche Trans­
portraumauslastung zu gewährleisten.

(2) In Zusammenarbeit und Abstimmung mit den Herstel­
lern von Verpackungsmitteln und -hilfsmittein haben die 
Betriebe zu gewährleisten, daß durch zielgerichtete Maßnah­
men des Planes Wissenschaft und Technik der Nutzeffekt 
von Leihverpackung, insbesondere durch
— Erhöhung der Qualität
— Verbesserung der Konstruktion
— Anwendung rationeller Verpackungs-, Transport-, Um­

schlags- und Lagertechnologjen,
ständig erhöht wird.

(3) Leihverpackungen sind so zu behandeln, daß eine wie­
derholte Verwendung gesichert ist. Leihverpackung für Le­
bensmittel ist vom Versender in hygienisch einwandfreiem 
Zustand bereitzustellen und vom Empfänger vorgereinigt 
zurückzugeben und darf nicht zweckentfremdet verwendet 
werden.

(4) Über den Zu- und Abgang sowie den Bestand von Leih­
verpackung haben die Betriebe einen kontrollfähigen Nach­
weis zu führen.

§4
Aufgaben der bilanzierenden bzw. 

bilanzbeauftragten Organe
(1) Die bilanzierenden bzw. bilanzbeauftragten Organe ha­

ben auf der Grundlage der Bilanzierungsverordnung vom 
15. November 1979 (GBl. I 1980 Nr. 1 S. 1) zu sichern, daß in 
Abhängigkeit von der Nachweispflicht der Versender über 
den Zugang, Abgang und Bestand von Leihverpackung die 
Bilanzierung mit der Neuproduktion erfolgt.

(2) In Realisierung der Bilanzverantwortung und im In­
teresse volkswirtschaftlicher Erfordernisse ist das bilanzie­
rende bzw. bilanzbeauftragte Organ berechtigt und verpflich­
tet, von den Versendern weitere Maßnahmen zur effektiveren 
Nutzung der Leihverpackung einschließlich der Beschleuni­
gung ihres Umschlages zu fordern.

(3) Die bilanzierenden bzw. bilanzbeauftragten Organe 
sind berechtigt, in Abstimmung mit den übergeordneten Or­
ganen der Betriebe beim Versender und Empfänger über den 
Zugang, Abgang und Bestand von Leihverpackung Kontrol­
len durchzuführen. Bei Feststellung von Pflichtverletzungen 
können die bilanzierenden Organe dem zuständigen bilanz- 
verantwortlichen zentralen Organ Vorschläge zur erneuten 
Bilanzentscheidung gemäß den Rechtsvorschriften unter­
breiten.

§5
Vereinbarung im Vertrag

(1) Die Versender und Empfänger sind verpflichtet, in den 
Wirtschaftsverträgen Vereinbarungen über den ökonomi­
schen Einsatz und die rationelle Organisation des Umlaufs 
von Leihverpackung zu treffen, insbesondere über

a) Art des als Leihverpackung einzusetzenden Verpak- 
kungsmaterials oder -hilfsmittels,

b) Rückgabefristen,
c) Art und Weise der Rückführung,
d) Abnutzungsbetrag,
e) Art der Kennzeichnung der Leihverpackung.
(2) Die Vereinbarung der Rückgabefristen hat unter Be­

achtung des beschleunigten Umlaufs der Leihverpackung und 
der Erfordernisse zur Sicherung der Versorgungsaufgaben 
zu erfolgen. Dabei sind solche wirtschaftszweigübliche Fri­
sten zu vereinbaren, die den Grundsätzen des § 3 entspre­
chen. Kommt keine Vereinbarung über die Rückgabefrist zu­
stande, so gelten die vom Versender auf den Versandpapie­
ren, Rechnungen oder sonstigen Belegen unter. Beachtung 
der wirtschaftszweigüblichen Rückgabefristen getroffenen 
Festlegungen.

(3) Soweit Abnutzungsbeträge gemäß § 6 in Rechtsvor­
schriften festgelegt sind oder zwischen den übergeordneten 
Organen der Versender oder Empfänger vereinbart wurden, 
sind diese unmittelbar Vertragsinhalt.

(4) In Koordinierungs- oder Rahmenverträgen zwischen 
Versender oder Empfänger können einheitliche Bedingungen 
über den Einsatz und die Rückführung von Leihverpackung 
vereinbart werden.

(5) Der Einsatz von neu- oder weiterentwickelten Verpak- 
kungsmitteln und -hilfsmittein sowie der Einsatz von Palet­
ten und Transportbehältern als Leihverpackung bedarf in je­
dem Fall der Vereinbarung. Das gilt auch, wenn anstelle der 
vereinbarten andere Verpackungsmittel bzw. -hilfsmittel als 
Leihverpackung zur Anwendung gelangen.

§ 6
Abnutzungsbetrag

(1) Der Abnutzungsbetrag hat dem Verschleißanteil der 
Leihverpackung zu entsprechen. Der Verschleißanteil ist zu 
ermitteln aus dem Neuwert, dividiert durch die durchschnitt­
liche Umschlagzahl der Leihverpackung, sofern keine preis­
rechtlichen Festlegungen bestehen.

(2) Die Berechnung eines Abnutzungsbetrages ist nicht zu­
lässig, wenn preisrechtliche Vorschriften dem entgegenstehen.

§7
Kennzeichnung t

(1) Die Leihverpackung ist vom Versender grundsätzlich 
als Leihverpackung zu kennzeichnen. Ausgenommen von 
einer besonderen Kennzeichnung sind spezifische Verpak- 
kungsmittel und -hilfsmittel, die die Kennzeichnung nicht 
zulassen oder die entsprechend den geltenden Rechtsvor­
schriften dem Palettenscheckverfahren unterliegen.

(2) Leihverpackung ist in Frachtbriefen und Lieferbelegen 
nach Anzahl und Art anzugeben.

§ 8
Nutzung, Rückgabe und Verlust 

von Leihverpackung

(1) Leihverpackung darf nur für den zwischen Versender 
und Empfänger vereinbarten Verwendungszweck eingesetzt 
werden und ist pfleglich zu behandeln. Versender und Emp­
fänger sind verpflichtet, den Aus- bzw. Eingang von Leih­
verpackung auf der Grundlage der vertraglichen Vereinba­
rung auf Vollständigkeit, qualitativen Zustand und Sauber­
keit zu überprüfen.

(2) Die Rückgabepflicht ist erfüllt, wenn Leihverpackung 
entsprechend dem vereinbarten Verwendungszweck in un-


